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Abkiirzungsverzeichnis

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

EFK Eidgendssische Finanzkontrolle

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

WBK-SR Kommission fir Wissenschaft, Bildung und Kultur des Sténderats

ISB Informatiksteuerungsorgan des Bundes

MELANI Melde- und Analysestelle Informationssicherheit

WEA Weiterentwicklung der Armee

GSoA Gruppe flur eine Schweiz ohne Armee

AdA Angehorige(r) der Armee

RS Rekrutenschule

J+§ Jugend und Sport

CdA Chef der Armee

MG Bundesgesetz Uber die Armee und die Militdrverwaltung (Militargesetz)

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

WK Wiederholungskurs

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Pravention)

RP RuUstungsprogramm

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

CDF Contrdle fédéral des finances

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

CSEC-CE Etortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

UPIC Unité de pilotage informatique de la Confédération

MELANI Centrale d'enregistrement et d'analyse pour la sGreté de I'information

DEVA Développement de I'armée

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

Militaire Militaire

ER Ecole de recrues

J+§ Jeunesse et Sport

Chef de Chef de I’Armée

[Axfée Loi fédérale sur I'armée et I'administration militaire (Loi sur I'armée)

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

CR Cours de répétition

SRC Service de renseignement de la Confédération
(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

PA Programme d’armement
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MOTION
DATUM: 25.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Josef Dittli (fdp, UR) schlug mit seinem Vorschlag, innerhalb der Armee ein
Cyberdefence-Kommando einzurichten, einen eigentlichen Paradigmenwechsel vor.
Bereits seit Jahren war der Bund bestrebt, im Bereich Cyber-Kriminalitat neue Wege zu
gehen und den sich verandernden technologischen Entwicklungen Rechnung zu tragen,
indem beispielsweise die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
(NCS) lanciert wurde. Eine eigentliche Cyber-Armee wurde jedoch in diesen Prozessen
noch nicht konzipiert. Mit der fortschreitenden Digitalisierung und den damit
ausgeldsten Datenverschiebungen mussen Sicherheitsaspekte im Cyber-Bereich jedoch
zunehmend angesprochen sowie entsprechende Massnahmen vorgesehen werden.
Dittli wollte innerhalb des VBS und der Armee eine eigene Truppe zur Cyberabwehr
aufbauen. Er leitete die Notwendigkeit seines Vorschlags aus dem Verfassungsauftrag
an die Armee ab. Ein professionalisiertes Kommando mit 100 bis 150 Cyberspezialisten
soll, flankiert von einer 400-600 AdA-starken Cybertruppe, die sensiblen
Infrastrukturen schiutzen. Die Ausbildung dieser Spezialisten soll Uber eine eigens zu
schaffende Cyber-RS erfolgen. Sieben Punkte fihrte der Motionéar an, die eine solche
Cyber-Einheit erflllen kénnen muss: Eigene Systeme jederzeit schitzen; eigenstandige
Cyberoperationen durchfihren (z. B. Cyberaufklarung, -verteidigung, aber auch
-angriff); den NDB unterstitzen; Unterstitzungsleistungen weiterer Betreiber kritischer
Infrastrukturen; zivile Behdrden in Cyberangelegenheiten unterstitzen. Daflr soll die
Armee einerseits Kooperationen mit dem Forschungsplatz, aber auch dem
Hochschulbereich eingehen und andererseits Vorbereitungen treffen, damit eine
solche militérische Cyber-Einheit konzipiert werden kann. Dittli schlug also eine
eigentliche Cyber-Armeeeinheit vor, daneben war auch eine Motion von Standerat Eder
(fdp, ZG) héangig, der sich im Cyber-Bereich ein Kompetenzzentrum wilinschte. Diese
Motion wurde vom Stadnderat bereits dem Zweitrat Gberwiesen.

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Antwort auf den Vorstoss skeptisch. Elemente der
Zielvorgabe wirden gegenwartig mit einem Aktionsplan Cyberdefence angegangen,
dieser erfllle weite Teile der Motion. Bezuglich der Anliegen die Truppe betreffend
(Verfligbarkeit, Starke, Milizprinzip) seien daher die néchsten Schritte in der Umsetzung
des Aktionsplans, wie sie bis 2020 vorgesehen sind, abzuwarten. Hinsichtlich der
Einrichtung eines eigenen Kommandos zeigte sich die Regierung offener, man musse
aber auch hier abwarten, wie sich solche Leitungsstrukturen in ein Gesamtgeflige
integrieren liessen. So sprach sich der Bundesrat noch gegen die Motion aus, hielt sich
aber die Moglichkeit offen, bei einer allfalligen Annahme im Erstrat via das VBS
zuhanden des Zweitrats noch auf den Motionstext Einfluss zu nehmen.

Die Ratsdebatte wurde mit einem Ordnungsantrag Héche (sp, JU) erdffnet, der die
Motion der zustandigen SiK zur Vorprifung zuweisen wollte. Héche wollte nicht
mehrspurig fahren und nicht neben den Prozessen um den Aktionsplan des
Bundesrates und der zuvor angenommenen Motion Eder (fdp, ZG) zusétzlich auch noch
einen Prozess zur Schaffung einer Cyber-Armee anstossen. Der Motionér entgegnete
jedoch, dass sich die Ziele der Motion Eder nicht mit denjenigen seiner eigenen
Uiberschneiden wiirden, da er sich eben auf den Bereich Armee beschranke. Im Ubrigen
hatte sich ja die Regierung offen gegenlUber der Motion gezeigt und einzig an der
Cyber-RS Anstoss genommen. Der Ordnungsantrag wurde nicht angenommen, damit
konnte der Vorstoss materiell behandelt werden.

Der Motionar verteidigte sein Anliegen mit der Einschatzung, dass nicht klar sei, was der
Bundesrat und das VBS im Cyber-Bereich erreichen wollen. Zwar werde viel
unternommen, auch gerade bezluglich der Rollendefinition der Armee und ihrer
Funktionen in der Cyberabwehr, offen sei jedoch, wie die Starken der Miliz einbezogen
werden kénnen. Der Aktionsplan Cyberdefence sei laut Dittli (fdp, UR) .in Ordnung”,
jedoch sei kaum etwas Uber seinen Inhalt bekannt. Dass ein wesentlicher Teil seiner
Motion bereits in anderen Prozessen umgesetzt wird, begrisste er, aber das wichtige
und titelgebende Anliegen seines Vorstosses, ein Cyber-Kommando in die
Armeestrukturen einzubinden, sei eben noch nicht angedacht. Ebenso fehle in der
Debatte Uber die Moglichkeiten, IT-Spezialisten zu finden und auszubilden, die Priafung
einer Cyber-RS. Es gebe schliesslich bereits IT-Spezialisten in den Rechenzentren von
Bund und VBS, eine systematische armeenahe Cyber-Ausbildung fehle jedoch komplett.
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MOTION
DATUM: 12.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 06.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 06.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Er sah denn auch einen Steilpass in der gedusserten Bereitschaft der Regierung, im
Falle einer Annahme seiner Motion noch Anderungsvorschlage zuhanden der SiK-NR zu
machen. Diesen Steilpass musste der Standerat ,also der Sache zuliebe annehmen”.
Ratskollege Ettlin (cvp, OW) blies ins gleiche Horn. Es gebe bereits heute monatlich
tausende Cyberangriffe auf diverse kritische Strukturen und er finde die Argumentation
der Regierung, eine Cyber-RS sei nicht moglich, da sie sich nicht in die bestehenden
Ausbildungsmodelle der Armee einflgen lasse, .speziell”. Die Annahme neuer
Herausforderungen, auch im Bereich (Cyber-)Verteidigung sei wichtig, so der
Obwaldner weiter.

Verteidigungsminister Parmelin argumentierte vergeblich mit den bestehenden
Arbeiten und der Bereitschaft, den Weg der Cyberabwehr weiter gehen zu wollen. Das
Ratsplenum nahm die Motion mit 34 zu 7 Stimmen deutlich an.’

Ein Cyberdefence-Kommando innerhalb der Strukturen der Armee zu etablieren, stiess
bei der SiK des Nationalrates grundsatzlich auf Zustimmung. Jedoch sahen die
Sicherheitspolitikerinnen und -politiker noch Prazisierungspotenzial beim Text der
Motion Dittli (fdp, UR). So soll statt von einem Kommando von einer «Cyber-
Organisation» die Rede sein. Ferner sei der Begriff «Cyber-Bataillon» unzutreffend,
weil dadurch suggeriert werde, dass eine autonome Formation errichtet wiurde.
Hingegen sei vorgesehen, dass I[T-Spezialisten der Verwaltung und des Militars
zusammen zum Einsatz kommen wirden. Schliesslich wollte die Kommission darauf
verzichten, eigens eine Cyber-RS durchzufiihren. Stattdessen sollten AdA, die ein Talent
im Cyber-Bereich hatten, erst spater eine armee(fach)spezifische Cyberausbildung
erhalten und in einem weiteren Schritt einer Cyber-Einheit zugeteilt werden. Mit
diesen Anderungen gelangte die SiK einstimmig ans Ratsplenum.

In der Nationalratsdebatte folgten nur die notigsten  Wortmeldungen.
Kommissionssprecher Dobler (fdp, SG) fasste die zentralen Punkte zusammen. Weil die
von der Kommission vorgeschlagenen Anderungen vom Bundesrat angeregt worden
waren und in der Kommission Einigkeit geherrscht hatte, konnte der St. Galler auf die
Unterstitzung seiner Kommissionskolleginnen und  -kollegen zadhlen. Dem
Verteidigungsminister blieb nur Ubrig, die nunmehr von der Regierung mitgetragenen
Anderungen zur Annahme zu empfehlen und die Abkehr von der zuvor herrschenden,
ablehnenden Meinung bekannt zu geben. In der Folge wurde die Motion im Nationalrat
angenommen, wobei sie in der kleinen Kammer aufgrund der vorgenommenen
Anderungen nochmals traktandiert werden musste. 2

In der Frihjahrssession 2018 des Sténderates war die Beschlussfassung zu einem
Cyberdefence-Kommando nur noch Formsache. Der Motionér selbst, aber auch die
standeréatliche SiK, zeigten sich mit der vom Nationalrat veranderten Fassung
einverstanden. Weil der Standerat selbst zuvor bereits einmal dem Anliegen zugestimmt
hatte und nun auch in der Standekammer seitens des Verteidigungsministers grines
Licht gegeben wurde, galt die Motion schon beinahe als angenommen. Ohne
Gegenstimme wurde sie denn auch abgesegnet. *

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Im Frihjahr wurde im Stdnderat eine Motion Kuprecht (svp, SZ) eingereicht, welche die
militdrische Motorfahrerausbildung betrifft. Diese soll so angepasst werden, dass sie
lickenlos  fir den zivilen Gebrauch verwendbar wird. Der militérische
Lastwagenfuhrerausweis reichte seit Inkrafttreten der revidierten
Chauffeurzulassungsverordnung (CZV) Anfang September 2009 nicht mehr aus, um flr
zivile Unternehmen als Berufschauffeur tatig zu sein, da fortan neben der Fahrerlaubnis
auch ein Féahigkeitsnachweis erbracht werden musste. Der Motionar sah in der
Erweiterung der militarischen Fahrerausbildung eine Chance, den Bedarf an
Berufschauffeuren zu decken, was auch der Wirtschaft zugute kommen wirde. Der
Fahigkeitsausweis sollte als Abschluss der militarischen Fahrerausbildung wéhrend der
Rekrutenschule erworben werden. In diesem Punkt sah der Bundesrat Schwierigkeiten:
Die Zeit wahrend der RS sei einerseits zu knapp und andererseits koste der Fahrausweis
pro Rekrut rund CHF 1'000, was in der Summe CHF 1 Mio. Ubersteigen wirde. Entgegen
dem ablehnenden Votum von Bundesrat Maurer wurde die Motion im Rat deutlich
angenommen. Die SiK des Nationalrates empfahl die Motion in der Folge ebenfalls zur
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 22.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 19.03.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Annahme. Dabei wurden vor allem die Synergien hervorgehoben, welche durch den
Vorstoss genutzt werden kénnen. Viel genanntes Argument war die Validierung
militarischer Ausbildungen im Zivilleben. In der Schlussabstimmung wurde die Motion
schliesslich auch im Nationalrat mit 105 zu 42 Stimmen angenommen. *

Militarorganisation

Etwas spéter als im Vorjahr, némlich erst im Juni legte der Bundesrat die
Immobilienbotschaft 2014 des VBS vor. Die von der Regierung beantragten Mittel
beliefen sich auf knapp CHF 440 Mio. Fur den Departementsbereich Verteidigung
sollten fur zwei Vorhaben rund CHF 120 Mio. gesprochen werden. Damit sollen
Infrastrukturprojekte auf dem Flugplatz von Payerne (VD) sowie auf dem Waffenplatz
Bure (JU) finanziert werden. Diese beiden Vorhaben sollten bis 2019 abgeschlossen
werden. Mit einem Rahmenkredit Uber CHF 290 Mio. sollen diverse weitere, so genannt
~kleine Bauvorhaben™ an Objekten der ,armasuisse Immobilien™ realisiert werden.
Darunter fallen Bauten flr Einsatz, Ausbildung und Logistik der Landesverteidigung
sowie der nationalen Sicherheit. Der Rahmenkredit dient zur Tilgung von Kosten aller
Art, von Studien und Projektierungen Uber Instandsetzungsmassnahmen und
teuerungsbedingten Mehrkosten bis zu dringenden und ungeplanten Vorhaben. CHF 10
Mio. davon wurden beispielsweise veranschlagt, um Baumassnahmen fur die
Bereitstellung von Asylunterkinften umzusetzen. Weitere CHF 30 Mio. wurden
beantragt, um nétigenfalls und kurzfristig neue Objekte zumieten zu kénnen,
beziehungsweise in Einzelfallen auch Ausbauten zu tatigen. Ausschlaggebend flr diesen
Schritt war eine Erfahrung aus dem Jahre 2013, als eine Rochade in der Nutzung von
Bundesimmobilien zu Komplikationen fihrte. Ein Mietgeschaft, welches Kosten von CHF
10 Mio. nicht Ubersteigt, bedarf keiner Genehmigung durch das Parlament. Zumiete und
Ausbau Uberstiegen jedoch damals diese Schwelle, was zu kurzfristiger
Handlungsunfahigkeit von ,armasuisse Immobilien™ fuhrte. Das Polster dieser nun zu
genehmigenden CHF 30 Mio. sollte solchen Féallen vorbeugen. Mit diesem Rahmenkredit
zeigte sich der Bundesrat Uberzeugt, eine praxisbezogene und haushaltsrechtlich
einwandfreie Losung fur Probleme, die in Zusammenhang mit Mietgeschéaften immer
wieder auftreten, gefunden zu haben. Gleichzeitig werde damit Spielraum fir rasches
und zielgerichtetes Handeln geschaffen. In der Herbstsession befasste sich der
Nationalrat mit dem Geschéaft. Mit 152 zu O Stimmen wurde die Immobilienbotschaft
zwar ohne Abstriche genehmigt, jedoch relativieren die 32 Enthaltungen die
Deutlichkeit der Entscheidung. Vor der Schlussabstimmung scheiterte ein
Minderheitsantrag Fridez (sp, JU), welcher den Rahmenkredit fir kleine Vorhaben auf
CHF 145 Mio. klrzen wollte. Mit Rahmenkrediten wurden die Departemente Gelder
einsetzen, ohne dass das Parlament wisse, wohin die Mittel fliessen. Diesen Zustand
kritisierte Nationalratin Barbara Gysi (sp, SG) und forderte im Plenum, solche ,Black-
Boxes™ nicht zu genehmigen. Mit 52 zu 131 Stimmen unterlag der Vorschlag. Von den 52
links-grinen Nein-Stimmenden signalisierten noch 32 in der Schlussabstimmung ihren
Unmut durch Enthaltung. Im Stédnderat konnte Kommissionssprecher Alex Kuprecht
(svp, SZ) dem Geschaft den Weg ebnen. Die Haltungen in der Kommission seien
unumstritten und in Anerkennung der Notwendigkeit aller Bauvorhaben beantragte er,
die Kredite zu genehmigen. Pro forma ausserte sich auch noch Verteidigungsminister
Maurer, der den Abstimmungen jedoch unbesorgt beiwohnen konnte: Mit 40 Stimmen
wurde der Antrag in allen Punkten jeweils einstimmig durchgewinkt. ®

Die Weiterentwicklung der Armee (WEA) wurde in der Frihjahrssession 2015 im
Parlament erstmals beraten. Als Erstrat wandte sich der Standerat dieser mit Spannung
erwarteten Debatte zu. Der Bundesrat hatte seine Botschaft im Vorjahr vorgelegt, Gber
viele Bereiche - das war bereits vor der parlamentarischen Beratung klar geworden -
sollte jedoch intensiv diskutiert werden. Gerade der Bestand der Armee und die ihr zur
Verfligung gestellten Finanzen waren wichtige, aber auch umstrittene Themen in dieser
Armeereform. Zu behandeln waren das Bundesgesetz Uber die Armee und die
Militarverwaltung (Militargesetz, MG), die Verordnung der Bundesversammlung Uber die
Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO), das Bundesgesetz Uber die
militarischen Informationssyteme (MIG) sowie die Verordnung der Bundesversammlung
Uber die Verwaltung der Armee (VBVA). Im Laufe der Beratungen wurde die
Finanzierung der Armee auf Initiative des Nationalrates in einem Zahlungsrahmen der
Armee geregelt.

Bundesgesetz iliber die Armee und die Militarverwaltung
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Das Bundesgesetz Uber die Armee und die Militarverwaltung (Militargesetz, MG), das im
Zuge dieser grosseren Armeereform WEA grundlegend Uberarbeitet werden sollte,
stand am Anfang der parlamentarischen Beratungen. In der Vorlage des Bundesrates
zeichnete sich das neue MG durch eine préazisere Umschreibung der Kernaufgaben der
Armee aus. Sie blieben in den Grundzigen jedoch unverandert und umfassten nach wie
vor die Verteidigung, die Unterstlitzung der zivilen Behoérden und die
Friedensférderung. Diverse Massnahmen sollten jedoch den Waffenmissbrauch
eindédmmen. Neu sollte, wie in einer friheren Motion Niederberger (cvp, NW, Mo.
11.3082) gefordert, eine Ombudsstelle innerhalb des VBS etabliert werden. Der gesamte
Einsatzbereich, der aus Unterstitzungsleistungen ziviler Behérden besteht, sollte
formell-gesetzliche Grundlagen erhalten. Der Bundesrat strebte mit der Revision auch
kleinere  Kompetenzverlagerungen an. So sollten beispielsweise kleinere,
~unproblematische” Assistenzdiensteinsatze im In- aber auch im Ausland direkt durch
den Bundesrat bewilligt werden kénnen. Zudem erhielt auch das Milizprinzip eine
verbriefte Umschreibung auf Gesetzesstufe.

In der Fruhjahrssession 2016 befasste sich der Standerat erstmals mit der Vorlage.
Eintreten war im Grunde unbestritten, das gab auch Kommissionssprecher Kuprecht
(svp, SZ) eingangs der Debatte zu Protokoll. Mit 11 zu O Stimmen bei einer Enthaltung
hatte die standeratliche SiK Eintreten empfohlen. Die Revision des MG hatte sich in der
Kommission jedoch als echte Knacknuss erwiesen: Rund 50 Antrége galt es nun im
Standerat diesbezlglich zu behandeln. Ein Grundsatzentscheid war dabei - und hier
schlug die kleine Kammer einen ganz anderen Weg ein, als der Bundesrat vorgesehen
hatte -, dass die Organisation der Armee nicht im MG geregelt, sondern weiterhin auf
Verordnungsstufe gehandhabt werden sollte. Auch dieser Antrag war in der SiK-SR
deutlich gefasst worden (9 zu 4 Stimmen). Weitere markante Anpassungen hatte die SiK
bezuglich Dauer der Rekrutenschule beschlossen, die kirzer werden und neu 18
Wochen dauern sollte (vorher 21 Wochen). Diese sollte von allen AdA vollstandig
absolviert werden, zudem sollte jeder militarische Grad abverdient werden. Hierbei
zeigte sich die Kommission mit dem Vorschlag des Bundesrates einverstanden. Ein in
der Kommission diskutierter Vorschlag einer weiteren Verkirzung der RS auf 15 Wochen
war deutlich verworfen worden. Kleinere Anpassungen durch die Kommission betrafen
Modalitaten um den Verbleib in der Armee nach Erfullung der Dienstpflicht sowie in
Besoldungsfragen.

Die Fraktionssprecher zeigten sich gegenliber der WEA und auch dem MG positiv
gestimmt. Auch seitens der SP wurde Bereitschaft signalisiert, die WEA mitzutragen.
Einzig die Grinen dusserten Bedenken. Luc Recordon (gp, VD) fand, die Reform gehe in
eine falsche Richtung, weil eine klassische, kriegerische Bedrohung mit Angriffs- oder
Invasionsszenarien unwahrscheinlich sei. Seine Skepsis untermauerte er mit einem
Nichteintretensantrag, der jedoch mit 35 zu 3 Stimmen deutlich abgelehnt wurde.

Die etwas spater in der Session folgende Detailberatung entpuppte sich als langwierig.
Zwar blieben von den urspringlich circa 50 Antréagen nur noch gut zwei Drittel Ubrig,
um diese wurde jedoch intensiv gerungen. Nicht selten standen sich dabei Mehrheits-
und Minderheitsantrage gegenuber. In vielen Fallen handelte es sich dabei aber um
marginale Anderungen oder redaktionelle Anpassungen.

Nachfolgend seien einige wichtige Entscheide des Standerates festgehalten. Gerade
auch der erste Artikel des neuen MG sorgte fur viel Diskussionsbedarf. Nicht nur in der
Kommission, sondern auch im Plenum drehte sich die Debatte zuerst einige Zeit um
den Zweckartikel, also den eigentlichen Auftrag an die Armee, wie er aus der
Bundesverfassung erwachst. Im Standerat ringte man sich schliesslich zu einer Version
durch, die derjenigen des Bundesrates glich, jedoch die Prioritdten etwas anders
setzte. Das schlug sich dergestalt nieder, dass die Unterstitzung der zivilen Behérden
im Inland mit Signalwirkung prioritdr behandelt wurde, indem sie friher im
Gesetzestext angefihrt wurde. Dem gegenlber ,rutschte™ die Bestimmung Uber die
Beitrage zur Friedensférderung im Ausland etwas nach hinten.

Neu eingefihrt wurde die Méglichkeit von Ausbildungsgutschriften, finanzielle Beitrage
also, die AdA, welche eine Kaderschule der Armee abgeschlossen haben, beantragen
und flr zivile Ausbildungen einsetzen kénnen. Damit setzte die kleine Kammer ein
Zeichen im Sinne der besseren Vereinbarkeit von Armeelaufbahn und privater, ziviler
Aus- und Weiterbildung. Wiederholungskurse sollen drei Wochen dauern, so sah es der
Bundesrat in seinem Entwurf vor. Diesem Antrag folgten die Kantonsvertreterinnen und
-vertreter und fligten eine wichtige Prazisierung an: Wie bereits mehrfach zur Debatte
gestanden hatte, wurde nun dem Bundesrat die Mdglichkeit Ubertragen, auch kirzere
Wiederholungskurse anzuordnen; sogar tageweise sollen Dienstpflichtige aufgeboten
werden kénnen.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Neu ist zudem eine Bestimmung betreffend die Durchdiener: Armeeangehdrige, welche
die gesamte Dienstpflicht ohne Unterbrechung erflllen, sollen nach Abschluss der
Dienstpflicht noch weitere vier Jahre in der Armee eingeteilt bleiben und bei Bedarf fur
Einsatze aufgeboten werden kénnen und so als eine Art ,stille Reserve®™ betrachtet
werden, wie es der Kommissionssprecher ausfihrte. Ausschlaggebend dafur war die
hohe Flexibiliat dieser AdA, da sie keinem Verband zugeteilt und zudem gut ausgebildet
seien.

Die Regelung des Waffeneinsatzes gegen Luftfahrzeuge und deren ausflhrliche
Prazisierung durch den Sténderat zeigt auf, dass es sich hierbei in der Tat um ein
Militargesetz handelte und nicht ,bloss™ Administratives geregelt werden musste. SiK-
Sprecher Kuprecht (svp, SZ) nannte diesen Bereich .eher heikel®. Wichtig sei die genaue
Regelung im MG, da diese Massnahme bis anhin lediglich auf Verordnungsstufe erfasst
war. Einleitend ging aus der Neufassung klar hervor, dass ein Waffeneinsatz nur als
Ultima Ratio denkbar ist. Verantwortlich daflr bleibt die Vorsteherin oder der
Vorsteher des VBS, wobei der Einsatzbefehl jedoch nach Auffassung des Stéanderates
auch an den Befehlshaber der Luftwaffe delegiert werden kann.

Zum Schluss wurden noch Details zur Beschaffung und Ausserdienststellung von
Rustungsmaterial traktandiert und angepasst. Das Beschaffungsprimat des Bundes
wurde um die Verpflichtung erweitert, dass Armeematerial moglichst aus
schweizerischer Produktion stammen soll und Lieferauftrage unter Berlcksichtigung
der Landesgegenden erteilt werden sollen. In Sachen Ausserdienststellung verpflichtete
der Sténderat den Bundesrat, lediglich die Abstossung von Kampfflugzeugen dem
Parlament zu beantragen. Die Regierung wollte zunachst die Liquidation aller
RuUstungsguter, welche die Bundesversammlung zur Anschaffung genehmigt hatte,
selbiger beantragen. Fir die Ausserdienststellung genehmigter Ristungsgegenstéande
mussen neu nur noch die sicherheitspolitischen Kommissionen konsultiert werden.

Ein Antrag von linker Seite, den Bundesrat zu verpflichten, eine Wertecharta fir
Armeeangehdrige zu erlassen, blieb erfolglos. Damit sollte der Umgang mit allfalliger
Diskriminierung im Dienst aufgrund des Geschlechts, der sexuellen Orientierung oder
auch der Hautfarbe geregelt werden, wie es Antragstellerin Savary (sp, VD) umschrieb.
Mit Verweis auf das gegenwartig gultige Dienstreglement, in dem die zentralen Werte
bereits aufgeflihrt seien und dadurch das Anliegen im Wesentlichen umgesetzt sei,
unterlag der Vorschlag mit 17 zu 25 Stimmen.

Ebenfalls erfolglos blieb Hans Hess (fdp, OW) mit seinem Einzelantrag auf Verzicht auf
eine Ombudsstelle innerhalb der Armeeorganisation. Dieser wohl etwas Uberraschende
Versuch einer nachtraglichen Korrektur friherer Entscheide - beide Kammern hatten
201 respektive 2012 der Schaffung einer Ombudsstelle zugestimmt - unterlag auf
Antrag der SiK recht deutlich. Hess argumentierte vergebens mit finanziellen Bedenken
und der Ansicht, dass das Dienstreglement bereits gentgend tber die Rechte der AdA
aussage.

Wie eingangs erwahnt, wollte die sicherheitspolitische Kommission des Standerates die
Organisation der Armee ganz anders als der Bundesrat geregelt wissen. Mit ihrem
Grundsatzentscheid beschloss die SiK, dass an der bisherigen Normstufe festgehalten
werden sollte und die Organisation der Armee auf Verordnungsstufe statuiert werde.
Dahingehend sollten in der Verordnung der Bundesversammlung die Grundsatze Uber
die Organisation und Gliederung der Armee festgelegt sowie die Truppengattungen, die
Berufsformationen und die Dienstzweige geregelt werden. Dazu gehodrte auch der
umstrittene Soll-Bestand der Armee, der aus dem Gesetz herausgeldst werden sollte.
Mit 32 zu 3 Stimmen stellte sich die kleine Kammer in der Gesamtabstimmung hinter
ihre Version des MG.

Verordnung der Bundesversammlung iiber die Organisation der Armee

Im Laufe der Vorberatungen zur WEA war in der sicherheitspolitischen Kommission des
Sténderates entschieden worden, die Organisation der Armee entgegen der Vorstellung
der Regierung in der gleichnamigen Verordnung der Bundesversammlung Uber die
Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO) zu normieren. Der Bundesrat hatte
dies im Rahmen der WEA jedoch im Militdrgesetz (MG) vorgesehen. Alle
organisatorischen Fragen wurden vom Sténderat also im Rahmen der Behandlung der
Verordnung angegangen, wenngleich ebendiese Behandlung im Laufe der
Detailberatung zum MG vollzogen wurde. Die zu behandelnden Bereiche umfassten die
Grundsatze der Organisation wie Soll- und Effektivbestand, die Gliederung der Armee,
Militérjustiz und Stébe des Bundesrates, die Zustédndigkeiten des Bundesrates sowie
Zustandigkeiten des VBS, um nur einige zu nennen. Mit diesem Systementscheid, so
Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ), werde .dem Bundesrat und dem VBS in
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Krisenzeiten die notwendige Flexibilitat fur eine wirkungsvolle und schlagkraftige
Organisation der Armee™ gegeben. Ein Kerngedanke war auch, dass die Armee - wenn
notwendig - jederzeit und ohne politische Einflisse verédndert werden kann. Gerade
der Armeebestand konnte, wirde er ins Gesetz geschrieben, nicht ohne Weiteres
veréandert werden. Ein Referendum zu diesem Zweck sei jedoch in Notsituationen nicht
unbedingt erwinscht, so Kuprecht weiter. Die Kommission hatte die Vorlage einstimmig
zuhanden des Plenums verabschiedet.

Der Verordnungsentwurf der SiK-SR war recht eng an die Artikel angelehnt, welche die
Regierung fiir das MG vorgesehen hatte. Inhaltlich waren also nur kleinere Anderungen
angedacht, so dass vor allem die Verlagerung auf die niedrigere Normstufe ins Gewicht
fiel. In der Detailberatung zum Kommissionsvorschlag ging es gleich zur Sache.
Zankapfel war der Armeebestand; Kommission und Bundesrat sahen die bereits friher
skizzierte Armee mit 100'000 Dienstleistenden als ausreichend an, mit einem
Minderheitsantrag Féhn (svp, SZ) sollte der Sollbestand jedoch auf 140'000 Militérs
festgelegt werden. Nach Ansicht des Antragsstellers waren die Uberlegungen aus dem
Beginn des Jahrzehnts, als die WEA vorbereitet worden war, inzwischen veraltet und er
erklarte, die Sicherheitslage habe sich verschlechtert. Féhn war jedoch auch bereit,
seinen Antrag zurlickzuziehen, wenn der Verteidigungsminister aufzuzeigen vermage,
wie und innert welchen zeitlichen Fristen die Armee aufgestockt werden kénne.
Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ) musste den Rat ersuchen, den Antrag seines
Fraktionskollegen (und zweiten Schwyzer Standesvertreters) abzulehnen, gerade weil
sich in langwierigen Debatten Regierung und Parlament auf einen Sollbestand von
100'000 Armeeangehdrige geeinigt hatten. Das ebenfalls umstrittene Finanzvolumen fur
die neue Armee liess auch nicht zu, eine um 40% gréssere Armee zu alimentieren. Ins
gleiche Horn blies der Zuger Standesvertreter Eder (fdp, ZG), der sich eine um eine
Milliarde Franken teurere Armee schlicht nicht vorstellen konnte und in den Raum
fragte, wo pldtzlich eine politische Mehrheit fir diese finanziellen Mehrausgaben
gefunden werden soll.

Bundesrat Maurer stellte in seinem Votum die Ansichten der Regierung dar und nahm
insbesondere auf die Hohe des Soll-Bestandes Bezug. Er zeigt auf, dass die
Formulierung des Armeebestandes im Gesetz aufgrund der Kritik im Nachgang an die
Reorganisation im Rahmen der Armee XXI beschlossen worden war. Dass die SiK der
kleinen Kammer nun weiterhin auf Verordnungsstufe operieren wollte, stérte den
Verteidigungsminister jedoch nicht, er begrusste die kurzfristigere
Anpassungsfahigkeit. Zur Frage nach der Einsatzfahigkeit ausserte Maurer die Absicht,
nach zehn Tagen 35'000 AdA aufbieten zu kénnen und den Gesamtbestand von 100'000
innert 20 Tagen in Bereitschaft zu versetzen. Zudem seien diese 100'000 AdA wieder
vollstdndig ausgeruUstet, was schliesslich zu einer schlagkraftigeren Armee fihre, als sie
es bis anhin gewesen sei. Féhn (svp, SZ) zeigte sich zufrieden mit den Ausflihrungen,
nahm aber auch einen friher vom Kommissionssprecher gespielten Steilpass an und
wollte die Finanzfrage in einem Postulat wieder vorbringen. Seinen Antrag auf eine
Armee mit 140'000 Armeeangehdrigen zog er zurlick. So folgte der Standerat dem
bundesratlichen Vorschlag.

Far weiteren Diskussionbedarf sorgte die Gliederung der Armee. Im
Regierungsvorschlag zum MG wurde ein Heer vorgesehen, welches zwei mechanisierte
Brigaden und ein Kommando Spezialkrafte umfasste. Die Kommissionsmehrheit wollte
jedoch im Sinne einer gesteigerten Kampfféhigkeit eine zusatzliche, dritte
mechanisierte Brigade vorsehen. Ein Vorschlag, welcher der Ratslinken missfiel und mit
entsprechendem Minderheitsantrag im Sinne eines Festhaltens am vorherigen
bundesratlichen Vorschlag bekampft wurde. Mit 12 zu 29 Stimmen unterlag die
Minderheit Recordon (gp, VD) jedoch. Ausschlaggebend dirfte auch gewesen sein, dass
eine weitere mechanisierte Brigade nicht budgetwirksam wird, da sie mit bereits
gesprochenen Mitteln gestemmt werden kann. Im Weiteren folgte das Plenum dem
Entwurf seiner SiK mit wenigen Ausnahmen und Uberwies den Verordnungsentwurf dem
Nationalrat mit 35 zu 3 Stimmen deutlich. Die Gegenstimmen stammten aus dem links-
grinen Lager.

Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung der Armee

Die Verordnung der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee (VBVA) war im
Gegensatz zu den anderen Teilen der WEA unumstritten. Der Standerat Uberwies die
Vorlage, in der mehrheitlich lediglich redaktionelle Anpassungen gegenlber der

bundesratlichen Version vorgenommen wurden, mit 34 zu 3 Stimmen dem Nationalrat.

Bundesgesetz iiber die militirischen Informationssyteme
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Das Bundesgesetz Uber die militadrischen Informationssyteme (MIG) gab im Erstrat, dem
Standerat, keinen Anlass zur Diskussion. Der Entwurf, der ebenfalls im Rahmen der WEA
notig wurde, passierte mit 38 zu 3 Stimmen die erste Hurde problemlos. Es ging in
dieser Neuregelung um Kompetenzen im Bereich der biometrischen Datenbearbeitung,
wo die Zugangsmodalitaten fir schitzenswerte Anlagen angepasst wurden. ©

Nachdem der Nationalrat als Zweitrat die Beratung des Bundesgesetzes liber die Armee
und die Militdarverwaltung, welches als Kernelement der WEA bezeichnet werden darf,
erfolglos zu Ende gebracht hatte, musste der Stéanderat erneut Gber die Blcher. Da die
Ablehnung der Vorlage im Nationalrat einem Nichteintretensentscheid gleich kam, hielt
auch die SiK des Stédnderates nochmals eine Eintretensdebatte, worin man aber
einstimmig festhielt, dass die Vorlage wichtig und deswegen Eintreten auch im Rat
nochmals zu beantragen sei. Faktisch bestehe nach der Ablehnung der Vorlage durch
den Nationalrat ,zwischen den Raten eine Differenz zum gesamten Erlassentwurf”, es
herrsche zu keiner Frage Einigkeit, rapportierte Kommissionssprecher Kuprecht (svp,
SZ) seinen Kolleginnen und Kollegen. Falls sich der Standerat in diesem Stadium gegen
Eintreten ausspreche oder die Vorlage in der Gesamtabstimmung ablehne, wére das
Geschaft erledigt und damit gescheitert. Soweit wollte man es seitens der SiK-SR nicht
kommen lassen.

Um die Debatte etwas verklrzen zu kénnen, schlug die Kommission vor, sich auf
diejenigen Fragen zu konzentrieren, zu denen der Nationalrat eine Differenz geschaffen
hétte - hatte, weil die zwischenzeitlichen Beschlisse aus der nationalratlichen
Detailberatung mit dem Nein in der Gesamtabstimmung hinfallig geworden waren.
Insofern wollte man im Stéanderat eine langwierige, erneute Debatte Uber das gesamte
Geschaft vermeiden - ein Vorgehen, das die SiK einstimmig vorgeschlagen hatte. Ein
JKillerkriterium” in diesem Geschaft, eindricklich manifestiert am negativen Ausgang im
Nationalrat, waren die Finanzen. Hierbei setzte sich die SiK-SR aber weiterhin fir ihren
urspringlichen Vorschlag ein, finanzielle Rahmenbedingungen fir die Armee nicht im
Gesetz selbst zu regeln.

Eintreten wurde im Stédnderat ohne Gegenantrag beschlossen. Die SiK-SR hatte jeweils
beantragt, an den vom Standerat in der Frihjahressession beschlossenen Varianten
festzuhalten. Weil aber keine Vorlage aus dem Nationalrat vorlag, konnten die
Standeratinnen und Standerédte quasi nochmals aus dem Vollen schopfen, neue
Vorschlage einbringen oder gescheiterte erneut lancieren. Ersteres tat die Kommission
gleich selbst, indem sie die Ombudsstelle nochmals zur Debatte stellen wollte. Dies
obwohl sie noch in der ersten Runde vom Plenum unterstitzt worden war. Eine
Minderheit Savary (sp, VD) wollte jedoch nichts davon wissen und die Schaffung der
Ombudsstelle weiterhin in der Vorlage belassen. Der Grund, weswegen die SiK hier
nochmals einhaken wollte, war die Haltung des Nationalrats, der die Ombudsstelle nicht
wollte. Der Antrag kam so aus einer Vorsichtshaltung heraus zustande, weil die
Kommission angesichts der klaren Abstimmung im Nationalrat der Ombudsstelle keine
Chance einrdumte. Im Ubrigen lehnte auch der Bundesrat eine solche Einrichtung ab.
Die Minderheit argumentierte jedoch, dass man einerseits dem alten Entscheid folgen
solle und dass andererseits mit kleinem finanziellen Aufwand ein wichtiges Projekt
aufrechterhalten werden koénne. Als selbst der ursprungliche Promotor eines
Truppenombudsmanns, Standerat Niederberger (cvp, NW), .seinem” Anliegen die
Unterstltzung versagte beziehungsweise sich in dieser Sache enthalten wollte, schwand
auch der Rickhalt im Plenum. Vielen war wohl der Erfolg der WEA wichtiger als dieser
Einzelschauplatz: Die Ombudsstelle wurde mit 25 zu 19 Stimmen wieder aus der Vorlage
genommen.

Bezuglich der Wiederholungskurse wurde ebenfalls gestritten. Mehrheitlich war die SiK
der Meinung, dass grundsatzlich finf dreiwéchige Wiederholungskurse zu leisten seien
- ein Antrag, der dem Entscheid aus dem vergangenen Marz entsprach. Dagegen
verlangte eine Minderheit Eder (fdp, ZG), sechs Wiederholungskurse vorzusehen, wie es
auch dem Willen des Nationalrats entsprach. Die Ubergeordnete Frage war hierbei
jedoch jene um die kumulierte Anzahl geleisteter Diensttage Uber die gesamte Armee
hinweg. Gemass einer nirgends formell festgehaltenen Ubereinkunft sollte sich diese
auf maximal 5 Mio. Diensttage beschréanken, woraus unter anderem die Verkurzung der
Dienstzeit pro AdA um 40 Tage auf noch 225 resultierte. Der Bundesrat hatte sich
durchgerungen, kurzere Wiederholungskurse zu planen, wobei aber weiterhin deren
sechs zu leisten seien. Dem war der Standerat im ersten Durchgang nicht gefolgt und
auch in der zweiten Beratung wollte dies eine Mehrheit der kleinen Kammer nicht.
Weiterhin war die Vorstellung des Standerates, dass nur funf, dafliir aber dreiwdchige
Wiederholungskurse zu leisten seien. Der Entschluss wurde mit 30 zu 15 Stimmen
gefasst.
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Weiter gaben Modalitaten zur Ausserdienststellung von Rustungsgltern zur Klérung
Anlass. Man wollte sich hierzu einer Formulierung des Nationalrates annahern, der eine
etwas schlankere Regelung eingebracht hatte. Das Standeratsplenum einigte sich auch
rasch auf eine Fassung, wonach ,grosse Waffensysteme”, darin eingeschlossen sind
Kampfflugzeuge, nur mit der Genehmigung der Bundesversammlung abgeristet werden
kénnen. Andere Rustungsguter kénnen vom VBS selbststandig beziehungsweise nach
Entscheidung der Exekutive ausser Dienst genommen werden. Im Sinne einer
Angleichung an diese Bestimmung wollte man im Standerat die Ausserdienststellung von
RuUstungsbauten handhaben, auch diese sollten ohne Genehmigung durch das
Parlament erfolgen kénnen. Dieser Vorschlag der Kommissionsmehrheit wurde jedoch
von Isidor Baumann (cvp, UR) und Mitstreitenden angefochten: Sie wollten den
Genehmigungsvorbehalt weiterhin aufrechterhalten. Erfolglos, denn mit 28 gegen 13
Stimmen wurde der Passus im Sinne der SiK-Mehrheit fallen gelassen.

Mit 38 Stimmen wurde das MG vom Standerat ohne Gegenstimme angenommen und mit
diesen kleineren Anpassungen dem Nationalrat erneut zur Beratung tberreicht. Sechs
Stimmen enthielten sich. Zu den bekannten Kritikern aus der linken Ratsecke gesellten
sich jedoch neu zwei SVP-Stédnderadte. Weiterhin schien also aus SVP-Kreisen ein
gewisser Vorbehalt gegen das Gesetz vorhanden zu sein.

Verordnung der Bundesversammlung iiber die Organisation der Armee

Differenzen in der Verordnung der Bundesversammlung Uber die Organisation der
Armee (Armeeorganisation, AO) gab es noch im Bereich der Armeeflihrung zu
behandeln. Der Nationalrat hatte hier einige Anpassungen vorgenommen. Im
Wesentlichen war umstritten, ob die Funktion des Chefs der Armee weiterhin bestehen
solle. Es war letztlich auch dem neuen Armeebestand geschuldet, dass im Bereich
Flhrung Justierungen vorgenommen werden mussten, weil die bisherige Struktur auf
eine grossere Armee zugeschnitten war und hier nun Handlungsbedarf entstand. Im
Standerat wollte sich eine Mehrheit der SiK fir die frihere standeratliche Position stark
machen und diese stitzen, wahrend eine Minderheit eine andere Struktur vorschlug,
eben ohne die Funktion CdA. Verteidigungsminister Maurer brachte es auf den Punkt
und zeigte in seinem kurzen Referat die Haltung der Regierung auf: Der Chef der Armee
solle drei Unterstellte haben, ein Ausbildungskommando, ein Operationskommando und
die Unterstitzung. Zwar habe der Bundesrat urspringlich eine andere Struktur
favorisiert, er kdnne sich aber inzwischen mit der Variante des Standerats abfinden,
erklarte Maurer. Das sei »eine klare Fuhrung” und ausreichend fur die redimensionierte
Armee. Im Sinne der Mehrheit der SiK und der ihr zustimmenden Regierung entschied
auch das Ratsplenum, mit 30 zu 10 Stimmen wurde die schlankere Variante gewahlt. Das
kam einer erneuten Kurskorrektur gegenlber der nationalratlichen Variante gleich. In
zwei Details zum Inkrafttreten der Verordnung stellte sich der Standerat auf die Seite
des Nationalrates. Mit 40 zu 2 Stimmen wurde die Verordnung fur die weitere
Differenzbereinigung dem Nationalrat Gbergeben. ’

Die grossen Fragen zum Bundesgesetz iliber die Armee und die Militarverwaltung waren
inzwischen geklart. Der Standerat hatte in der Frihjahressession 2016, erstmals in
Anwesenheit des neuen Verteidigungsministers Parmelin, nur noch eine Differenz zu
bereinigen. Es handelte sich dabei um Anzahl und Dauer der Wiederholungskurse. Der
Nationalrat ~ beharrte  darauf, sechs  Wiederholungskurse (WK) fur die
Militardienstpflichtigen vorzusehen, auch wenn die kleine Kammer - im Sinne einer
besseren Vertraglichkeit mit der Wirtschaft - eine Reduktion auf finf WK favorisierte.
Nachdem der Nationalrat in der vorangegangenen Behandlung erneut und mit einem
deutlichen Votum von 134 zu 59 Stimmen seine Meinung zementiert hatte, lenkte die
SiK des Standerates ein und beantragte dem Plenum, sich auf diese Variante zu einigen.
Ausschlaggebend war, so Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ), dass zahlreiche AdA
ihre Dienstleistung verschieben wirden und diese Absenzen bisweilen die Bestande in
den WK derart beeinflussten, dass gewisse Leistungen nicht mehr erbracht werden
kénnten.

Die Stéanderatinnen und Standerate flgten sich, das MG war damit vollstandig beraten
und genehmigt.

Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020
In der letzten Runde der Differenzbereinigung zu den Vorlagen der WEA gab der

Standerat dem Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020, wie er vom Nationalrat neu
vorgesehen worden war, grines Licht. Im Stoéckli wurde man sich trotz eines
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Nichteintretensantrags Savary (sp, VD) rasch einig. Zwar nannte SiK-Sprecher Kuprecht
(svp, SZ) die Vorlage .etwas kompliziert®. Einigkeit herrschte bereits dariiber, dass ein
vierjahriger Zahlungsrahmen die Armeefinanzen bestimmen sollte, das war im
Militargesetz unbestritten. Kompliziert sei sie gemass Kuprecht, weil angesichts der
bevorstehenden Sparanstrengungen im Rahmen des Stabilisierungsprogramms zu
einem spateren Zeitpunkt gegebenenfalls wieder Kirzungen auf die Armeefinanzierung
zukommen koénnten. Auf der anderen Seite war die Kommission der Meinung, dass
letztlich die Finanzen flir den Erfolg der gesamten Weiterentwicklung der Armee
ausschlaggebend seien, weswegen diese Vorlage zum ,zentralen Stuck™ der
Armeereform erklart wurde. Mit 8 zu 3 Stimmen und einer Enthaltung empfahl die SiK
also ihrem Plenum, der Vorlage zuzustimmen.

Bundesrat Parmelin erinnerte in seinem Votum daran, dass bereits diverse
Sparanstrengungen in die Wege geleitet worden seien, um auf diese zu genehmigende
Summe von CHF 5 Mrd. jahrlich zu kommen, und dass dieser Aufwand dringend nétig
sei, damit die Armeereform erfolgreich gestaltet werden kénne.

Das Ratsplenum folgte seiner Kommission und damit auch dem Nationalrat und
verabschiedete die Vorlage mit 30 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen, die
Ausgabenbremse wurde mit 33 zu 8 Stimmen und 4 Enthaltungen gel6st. Die Nein-
Stimmen stammten ausschliesslich von der Ratslinken. ®

Ende Mérz 2016 trat der Chef der Armee (CdA), Korpskommandant André Blattmann
zuruck. Seine vorzeitige Demission wurde auf Ende Marz 2017 festgelegt. Blattmann war
seit 2009 CdA und davor seit zwei Jahrzehnten in der Armeeorganisation engagiert,
zunachst als Kommandant einer Rekrutenschule, spater in diversen Stabsfunktionen. Als
Grund fur seinen Ricktritt wurde die anstehende Umsetzung der Weiterentwicklung
der Armee (WEA) genannt, die durch eine andere Person angetrieben werden solle.
Etwas anders wurde der Abgang Blattmanns in der Presse kommentiert, wo unter
anderem auch das Verhaltnis zum neuen VBS-Vorsteher Parmelin angesprochen wurde
(,Parmelin raumt auf”). Der Wechsel erfolgte in gegenseitigem Einvernehmen, wie beide
Herren stets betonten. Der Zeitpunkt sei geeignet, weil so eine neue Armeespitze die
WEA umsetzen kdénne und nicht jene dies tun wirde, welche die WEA auch geplant
habe. Ein neuer CdA soll durch eine Findungskommission gesucht werden. ?

Anfang Juni wurde im Sténderat eine Motion Jositsch (sp, ZH) mit dem Titel
Drogensuchtests in der Armee angenommen und dem Nationalrat Uberwiesen. Der
Motionar wollte damit durchsetzen, dass auch praventive Drogensuchtests
durchgefuhrt werden und diese nicht mehr nur in Verdachtsfallen angeordnet werden
kénnen. Drogenkonsum sei in der Armee ebenso ein Thema, wie in der Gesellschaft und
wenn Armeeangehdrige im Dienst standen, seien sie Teil der Staatsgewalt, bedienten
Waffen und lenkten Fahrzeuge. Bei Drogenmissbrauch koénnten Dritte gefahrdet
werden, weswegen Praventionsmassnahmen notig seien, so die Einschatzung des
Zurcher Standesvertreters. Der dadurch entstehende Eingriff in die persdnliche
Freiheit eines Armeeangehorigen bedarf einer gesetzlichen Grundlage, weswegen der
Weg Uber eine Motion gewéahlt worden war.

Der Bundesrat begrusste den Vorstoss und beantragte ihn zur Annahme, weswegen im
Ratsplenum keine Debatte ndtig wurde. Zudem gab Verteidigungsminister Parmelin in
seiner Stellungnahme im Rat nochmals seiner Offenheit gegenliber dem Vorstoss
Ausdruck, so dass das Geschaft diskussionslos angenommen wurde.

Kurz nach Bekanntwerden, dass Bundesrat Parmelin das BODLUV-Projekt sistiert hatte,
wollte die SiK des Nationalrates proaktiv Einfluss auf das Armeebudget nehmen und
mittels Motion sicherstellen, dass im Riistungsprogramm 2017 samtliche
Armeefinanzen flur die RUstungsausgaben eingesetzt werden kénnen und keine
Restkredite entstehen. Weil BODLUV urspringlich fur das Ruistungsprogramm 2017
vorgesehen gewesen war und folglich mit dessen zwischenzeitlichem Wegfall Gelder
frei geworden waren, wollte die Kommission erwirken, dass tatséchlich CHF 5 Mrd. flr
die Armee ausgegeben wilrden und nicht etwa weniger. Dieser Meinung war auch die
Regierung, wie sie in ihrer Stellungnahme bekannt gab, jedoch empfahl sie die Motion
gleichwohl zur Ablehnung. Sie stellte jedoch auch bloss in Aussicht, dass die
Rustungsplanung angepasst werde und fir den im RP 2017 berucksichtigten Zeitraum
andere Projekte anvisiert wirden. Spezifische Projekte konnten damals vom Bundesrat
noch nicht benannt werden.

Kommissionssprecher Blchler (svp, SG) appellierte im Nationalrat an seine Kolleginnen
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und Kollegen, dass die Armeeflihrung dringend Planungssicherheit brauche und daflr
ein Rustungsprogramm uber CHF 700 Mio. nétig sei. Dies entsprach dem fur BODLUV
vorgesehenen Betrag. Minderheitssprecher Flach (glp, AG) hielt nichts von diesem
Antrag und nannte ihn ,sicherheitspolitisch und finanzpolitisch verantwortungslos”. Es
gebe gar kein Beschaffungsprojekt mit diesem hohen Finanzbedarf, das bereits
beantragt werden kénne. Trotz Gegenwehr - auch des Verteidigungsministers — wurde
die Motion mit 126 zu 63 Stimmen angenommen. "

Ein halbes Jahr nach Bekanntwerden des Ricktritts von Armeechef Blattmann gab der
Bundesrat bekannt, Philippe Rebord zum neuen CdA gewéhlt zu haben. Unter
Beférderung zum Korpskommandanten werde der Divisionar das Amt per 1. Januar 2017
antreten. Rebord trat 1985 in die Armee ein, wo er zunéachst als Instruktor tatig war, ehe
er Stabschef der Generalstabsschulen wurde. Ab 2009 kletterte der Romand weiter die
armeeinterne Karriereleiter hoch und war seit April 2016 bereits stellvertretender CdA.
Die Besetzung dieser Schltsselposition rief unterschiedliche mediale Resonanz hervor.
Deutschschweizer Medien schrieben (iber eine Ubernahme der Armee durch
Westschweizer (weil mit VBS-Chef Parmelin ebenfalls ein Romand en Charge ist) und
kolportierten Kritik aus (Deutschschweizer) Armeekreisen. Grundsatzlich stiess der
Personalentscheid jedoch auf positiven Widerhall, gerade auch in Westschweizer
Medien. Der Verteidigungsminister sah sich jedoch gleichwohl bemussigt, zu betonen,
dass der Entscheid auf die Kompetenzen des Kandidaten und nicht auf die Sprachen-
Frage zurickzufihren sei. Einig war sich die Tagespresse am Folgetag der Ernennung
darlber, dass der neue CdA zahlreiche Hirden zu meistern haben werde.

Die im Juni im Stédnderat angenommene Motion Jositsch (sp, ZH) zu préventiven
Drogensuchtests in der Armee fand im Nationalrat keine Mehrheit. Bereits in der SiK-
NR wurde das Geschéaft einstimmig abgelehnt, so dass kein anderes Verdikt des
Ratsplenums zu erwarten war. Hauptséachliches Argument gegen die Motion war, dass
die Armee bereits Uber genligende gesetzliche Grundlagen verflgt, um bei Anzeichen
von Drogenmissbrauch im Dienst Untersuchungen anzuordnen. Vermehrte
Drogensuchtests ohne konkreten Tatverdacht wirden hingegen dazu fuhren, dass das
Vertrauensverhéltnis zwischen den Armeeangehorigen und ihren Vorgesetzten gestort
werden konnte. Ebenso wurden Bedenken bezlglich der zu erwartenden Kosten
geaussert.

In der Ratsdebatte hielt man sich nicht lange mit dieser Vorlage auf. Nach der klaren
Ansage aus der Kommission schien dies auch nicht nétig zu sein. Verteidigungsminister
Parmelin vertrat zwar auch in der Volkskammer nochmals den bundesratlichen Antrag
auf Annahme der Motion mit der Versicherung, dass die Regierung eine vorsichtige und
verhaltnismassige Umsetzung dieses Anliegens anstreben werde. Das Ziel sei es, so
Parmelin, die Sicherheit im Strassenverkehr oder bei Schiesslibungen zu erhdhen.
Damit gelang der Umschwung jedoch nicht, nur 6 Stimmen wurden flr die Motion
abgegeben; 158 Nationalrate waren dagegen und 2 enthielten sich. ®

Die SiK des Nationalrates wollte den Militardienst attraktiver machen und hierflr die
Regierung mit einem Postulat beauftragen, in einem Bericht mogliche Wege
aufzuzeigen, wie ihr Ansinnen umgesetzt werden kénnte. Vier Eckpfeiler sind dabei von
der Kommission vorgegeben worden. Zunéchst sollte die differenzierte oder
qualifizierte Diensttauglichkeit gezielt geférdert werden: Auch Personen mit leichten
korperlichen Einschrankungen sollen zum Militardienst zugelassen werden konnen,
sofern sie dies wollen. Zweitens sollte ,unnotige Blrokratie” fur Milizoffiziere abgebaut
werden. Damit wurden ausserdienstliche Verpflichtungen angesprochen, die mitunter
grosse zeitliche Ressourcen binden und mit alternativen Instrumenten effizienter
angegangen werden konnten. Als dritter Punkt regte die Kommission an,
Militéarausbildungen anzuerkennen, wobei die Sicherheitspolitiker insbesondere auf
eine Ausweitung der Anerkennungen abzielten. Diese Idee war wiederholt - auch
bereits erfolgreich - vorgebracht worden. Als vierte Anregung sollten
Weiterbildungskurse (,WKs") in puncto Qualitdt und Attraktivitat einer Kur unterzogen
werden.

In seiner Stellungnahme berief sich der Bundesrat, einmal mehr, auf die WEA, die auch
diese Herausforderungen zu 16sen im Stande sein soll. Deren Auswirkungen lassen sich
jedoch noch nicht einschéatzen, weil viele Massnahmen erst 2018 in Kraft treten werden.
Erst dann kénne man entsprechende Schlisse ziehen, das vorgelegte Postulat sei daher
verfriht - so wollte die Regierung den Auftrag zur Berichterstattung abwenden.
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Der Nationalrat zeigte sich jedoch unbeeindruckt: Das Postulat wurde mit einer
komfortablen Mehrheit von 122 zu 40 Stimmen und 7 Enthaltungen angenommen. Die
Debatte zog sich nicht sehr lange hin und die Kommissionssprecher verdeutlichten, was
dem Postulat zugrunde lag: Es war der Attraktivitatszuwachs beim Zivildienst, der
gemass Golay (mcg, GE) dazu fihre, dass weniger Stellungspflichtige in den Militardienst
eintreten. Statt nun den Zivildienst unattraktiver zu machen, presche man in die andere
Richtung und strebe an, den Militadrdienst in ein besseres Licht zu stellen - wie es
Dobler (fdp, SG) seitens der Kommission verdeutlichte. Der Verteidigungsminister blieb
bei seinem Votum weitgehend bei den Ausfiihrungen aus der friheren Stellungnahme.
Im Wesentlichen verwies er dabei auf bestehende Prozesse, denen man noch einige
Zeit zur Bewahrung geben moge. Mit der Annahme des Postulats durch das Ratsplenum
wurde der Auftrag der Berichterstattung dennoch erteilt. ™

Die Kantone priifen einen obligatorischen Orientierungstag fiir Frauen. Dies wurde am
Jahrestreffen 2017 der Regierungskonferenz Militar Zivilschutz Feuerwehr (RK MZF) in
Lugano bekannt gegeben. Jungen Frauen steht es bereits offen, sich freiwillig an den
Orientierungstagen zu beteiligen, neu sollte dieser Anlass jedoch obligatorisch erklart
werden. Der Militardienst selbst ware weiterhin fakultativ. Man wolle so das Potenzial
junger Schweizerinnen besser ausschopfen, hiess es seitens der
Militardirektorenkonferenz. Daflir soll eine Studie in Auftrag gegeben werden.

Mit dem Projekt sollen die personelle und finanzielle Umsetzbarkeit gepruft werden
sowie die rechtlichen Bedingungen abgeschatzt werden, die eine EinfUhrung eines
obligatorischen Orientierungstages flr Schweizerinnen bedingen wulrden. Eine
mogliche Umsetzung war nicht fur friher als 2020 erwartet worden.

Kritik liess nicht lange auf sich warten. In der NZZ dusserte Edith Graf-Litscher (sp, TG)
ihr Unverstandnis Uber «dieses verwasserte Obligatorium». Auch die GSoA &dusserte
sich gegen dieses Vorhaben. Die Armeegegner sahen darin die Absicht des VBS,
«langerfristig auf eine Ausweitung der Wehrpflicht auf Frauen» hinzuarbeiten.

Der Vorschlag, der vom Verteidigungsminister unterstitzt wurde, tangiert auch Fragen
bezlglich der kinftigen Ausgestaltung des Dienstpflichtsystems sowie auch genereller
die Attraktivitat des Militardienstes. Eine Anfang Jahr von der SiK-NR eingereichte
Motion «auch Frauen zu den Orientierungstagen der Armee einladen» (17.3005) war im
April zurlickgezogen worden.

Seit einigen Jahren arbeitet der Bund, gemeinsam mit mehreren weiteren Akteuren, an
verschiedenen Programmen zur Bewaltigung neuer Bedrohungen aus dem digitalen
Raum. Diesen als ,Cyber-Risiken” umschriebenen, im Zuge der Digitalisierung vermehrt
auftretenden Komplikationen und/oder Angriffen wird unter anderem auch mit einer
Cyber-Strategie begegnet. Diese Strategie wird dezentral umgesetzt, wobei die Melde-
und Analysestelle Informationssicherung (MELANI) eine zentrale Rolle innehat. Damit ist
aufgrund des Kooperationsmodells bei MELANI zwischen ISB und NDB direkt auch der
Nachrichtendienst des Bundes involviert. Innerhalb des VBS hat aber auch die Armee
den Auftrag, sensible IT-Infrastrukturen und Systeme zu schitzen. Daflr wurde bis
anhin auf die Nutzung sicherer Netze vertraut, gerade auch im militéarischen
Tagesbetrieb. Zur Informations- und Objektsicherheit wurde zudem innerhalb des
Verteidigungsdepartementes eine gleichnamige Stelle eingerichtet. Um nun der
weiteren Entwicklung im Cyberbereich zu begegnen, wurde ein Aktionsplan Cyber-
Defence ausgearbeitet. Diese auf Anregung von Departementsvorsteher Guy Parmelin
2016 lancierte Massnahme soll bis 2020 umgesetzt werden und die bereits laufenden
Vorgange im Rahmen der nationalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-
Risiken erganzen.

Der Aktionsplan Cyber-Defence ist ein rein auf das VBS bezogenes Strategiepapier, das
mit einer Standortbestimmung im Sommer 2016 angestossen worden war und im
folgenden Herbst eine Strategie hervorgebracht hatte, deren Umsetzungsplan im
Sommer 2017 verabschiedet wurde. Gemass dem Aktionsplan ist dieser vorerst als
Orientierungshilfe anzusehen, er bedeute jedoch einen zwingenden ersten Schritt, weil
eine Anpassung an neue ,Herausforderungen im Cyber-Raum ein wichtiges Thema
unserer Sicherheitspolitik geworden ist.”

Als operative Ziele wurden drei Bereiche definiert. Das VBS soll erstens seine eigenen
Systeme und Infrastrukturen jederzeit schitzen und verteidigen kénnen. Zweitens soll
es moglich werden, militarische und nachrichtendienstliche Operationen im Cyber-
Raum durchzufihren. Ferner sollen drittens zivile Behoérden im Falle von Cyber-
Angriffen unterstitzt werden koénnen. Diese Zielvorgaben verlangen jedoch eine
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genligende Ausstattung mit finanziellen, aber auch personellen Ressourcen - ein
Unterfangen, das auf der politischen Buhne auszutragen sein wird.

Die Rekrutierung von geeignetem Milizpersonal beispielsweise mittels neu zu
schaffender Cyber-RS, wie im Parlament inzwischen gefordert wurde, wurde im
Aktionsplan als nicht zielfihrend beschrieben. Im Papier ist von einem Bedarf von 166
Stellen die Rede, wovon etwa 100 neu zu schaffen waren. Bezlglich Finanzierung
wurden keine prazisen Zahlen genannt, eine Schatzung geht jedoch von etwa 2 Prozent
des Jahresbudgets des VBS aus. Ob der gesamte Bereich der Cyber-Abwehr, also auch
ausserhalb des VBS und der Armee, durch ein Cybersecurity-Kompetenzzentrum
organisiert werden konnte, wurde im Aktionsplan nicht genauer ausgefthrt. Unter der
Bezeichnung ,CYD-Campus” wurde jedoch eine Plattform zur vertieften
Zusammenarbeit skizziert, deren Entwicklung noch abgewartet werden muss. '

Der Leistungsvertrag mit dem Nationalen Pferdezentrum Bern und damit in
Zusammenhang der Bestand an Reitpferden in der Armee beschéaftigte im Frihjahr 2018
den Nationalrat. Die kleine Kammer hatte die Motion Fournier (cvp, VS) im Vorjahr
angenommen und damit dafur pladiert, den Bestand der Tiere bei 65 zu belassen und
entsprechend die finanziellen Mittel daflr bereit zu stellen. Die vorberatende WBK des
Nationalrates tagte Anfang 2018 zur Motion und zeigte sich wohlwollend: Zwar gab sie
ihr nicht die uneingeschrankte Unterstitzung, aber mit dem Antrag an die
Volkskammer, die Motion leicht abgeédndert anzunehmen, war die Richtung klar. Die
Kommissionsmehrheit schlug vor, den Bestand auf mindestens 55 Pferde zu fixieren.
Man kam damit auf einen Vorschlag der EFK zurilick, wonach bei optimalem Einsatz der
Pferde eine Reduktion des Bestands um 10% mdglich sei. Die Dienstleistungen sollen
demnach auch weiterhin von einem Drittanbieter erbracht werden (wie gegenwartig
vom nationalen Pferdezentrum). 45 Pferde plus 10 Jungtiere sollen diesen
Mindestbestand von 55 Tieren ausmachen, so kénnen sowohl Auftrage der Armee, als
auch weitere Aktivitaten, beispielsweise im Rahmen von J+S, erfullt werden. Die
Kommission hatte diesen Vorschlag mit 17 zu 7 Stimmen gefasst.

Die Ratsdebatte wurde dann durchaus mit einem Augenzwinkern geflhrt, es war von
einem Bazar die Rede, 38, 45, 55 oder 65 Pferde; die Frage um den Reitpferdebestand
trug seltsame Friichte. Es war bisweilen auch nicht ganz klar, ob der Bundesrat effektiv
eine Bestandsreduktion ins Auge gefasst, oder lediglich gedussert hatte, dass ein
Bestand von 38 (oder auch 45) Pferden im Prinzip auch ausreichend ware, um die
Aufgaben wahrzunehmen. Die Regierung selbst hatte sich in der Zwischenzeit ebenfalls
damit abgefunden, dass man nicht unbedingt von weniger Tieren ausgehen musse.
Christian Wasserfallen (fdp, BE) &usserte namens der Kommissionsminderheit, dass
man die Motion ablehnen kénne, weil sich nichts dndern wirde, da weder Reitpferde
noch Lasttiere aufgegeben wirden, und die Ausschreibung fir den neuen
Leistungsvertrag komme ohnehin. Der Verteidigungsminister hatte das Schlusswort, und
auch er nutzte es leicht sarkastisch: Der Bundesrat stelle sich weder auf die
Hinterbeine, noch wiehere er vor Freude: er flige sich der verdnderten Motion. Mit 149
zu 21 Stimmen (bei elf Enthaltungen) wurde die Motion zur Bereinigung dem Sténderat
zurlckgegeben. ”

Die Genehmigung der abgeénderten Motion zum Leistungsvertrag mit dem Nationalen
Pferdezentrum Bern respektive zum Bestand der Armee-Reitpferde war im Standerat
nur noch Formsache. Nachdem der Nationalrat quasi einen Kompromissvorschlag
verabschiedet hatte und die WBK des Standerates diesem folgen wollte, stand die
Motion Fournier (cvp, VS) in der Sommersession 2018 im Stédnderatsplenum auf der
Tagesordnung. Die Kommission beantragte mit 7 zu 3 Stimmen, der nationalratlichen
Version zuzustimmen, auch weil sich der Bundesrat daflir ausgesprochen hatte. Damit
signalisierte die Kommission ihre Haltung, dass die Pferde sowohl fur militarische als
auch fur kulturelle Belange von wesentlicher Relevanz seien.

Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter folgten diesem Antrag nach einer nur kurzen,
daflr heiteren Debatte. Kommissionssprecherin Seydoux (cvp, JU) berichtete Gber den
gefassten Beschluss der Volkskammer und dem dort vorgesehenen, verkleinerten
Pferde-Bestand von 55 Tieren. Mit massigem Enthusiasmus hatte der zustandige
Verteidigungsminister damals diese Korrektur zur Kenntnis genommen und
Ratsprasidentin Keller-Sutter (fdp, SG) erteilte dem Magistrat das Wort mit der
Anmerkung, dass nun auch der Standerat seinen Enthusiasmus testen werde. Die damit
ausgeldste Heiterkeit kulminierte in Parmelins Anmerkung, man habe die 10 Pferde, die
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aus dem Bestand gestrichen werden, Ubrigens nicht gegessen. ™

Ausriistung und Beschaffung

Die Armeebotschaft 2017 und damit alle darin zusammengefassten Einzelgeschéafte
waren in der Sommersession des Nationalrates traktandiert. Dort gab es eine Reihe von
Antrégen gegen die Vorlage des Bundesrates, allen voran einen Rickweisungsantrag
Mazzone (gp, GE). Ihre Minderheit wollte ein neues RUstungsprogramm ausarbeiten
lassen mit dem Auftrag, 12 der F/A 18-Jets ausschliesslich flr den Luftpolizeidienst
«fit> zu halten sowie den Nachholbedarf fur die Munition zu streichen. Die
Eintretensdebatte selbst gestaltete sich bereits - wie so haufig bei Fragen rund um die
Armee und ihrem Budget - sehr lebhaft und langwierig. Die Ratslinke, wie Ublich relativ
kritisch Uber die Beschaffungen und die Volumen der Budgets stellte sich gegen die
Fraktionen von Mitte-rechts, die grundsatzlich fur eine starke und ausgerlstete Armee
einstehen und bei denen sogar Raum flr Budgeterhdhungen ausgemacht werden
konnte: Die Mehrheit der SiK des Nationalrates wollte den Kredit fur die Verlangerung
der Nutzungsdauer der F/A 18 um CHF 20 Mio. erhéhen. Ein Paukenschlag, war es doch
nicht «lediglich» ein Vorschlag zur Budgeternéhung, sondern stand ein eigentlicher
Paradigmenwechsel dahinter: Die Kampfjets sollten wieder erdkampfféhig werden. Das
heisst, die Jets sollten wieder in der Lage sein, aus der Luft Stellungen am Boden zu
bekdmpfen. Das war insofern bemerkenswert, als man sich vor Jahren explizit gegen
eine Erdkampffahigkeit entschieden hatte (vgl. auch BBI, 1992 |, S. 730) und die Hunter-
Jets der 1970-1990er Jahre die letzten Modelle in der Flotte der Schweizer Luftwaffe
gewesen waren, die Bodenziele aus der Luft hatten angreifen kénnen.

Weitere drei Minderheitsantrage standen fir die Debatte im Raum.

Eintreten war dann unbestritten und sogleich konnte auch der Ruckweisungsantrag
ausgeraumt werden, er blieb mit 147 zu 25 Stimmen letztlich chancenlos. Der grosse Teil
der Debatte war dem Rustungsprogramm gewidmet. Zunachst galt es, eine Einigung zu
den Munitionskédufen zu finden. Drei Varianten standen im Raum, die
Minderheitsantrage Seiler Graf (sp, ZH) und Flach (glp, AG) sowie der Vorschlag des
Bundesrates. Seiler Graf eréffnete die Runde mit nicht unkritischen Worten. Der
Munitionskauf sehe nach einer «Verlegenheitsbeschaffung» aus und man sehe seitens
der SP nicht ein, warum ein derart grosser Munitionsbedarf gegeben sei. Die CHF 225
Mio. sollten also ganzlich eingespart werden. Dass dieser Posten im Rustungsprogramm
offensichtlich aufgrund der zwischenzeitlichen Sistierung von BODLUV und der dadurch
ermoglichten Einsparung von bereits budgetierten Ressourcen méglich wurde, gefiel
den Sozialdemokraten nicht. Gleichzeitig wurde hingegen festgehalten, dass die
Munitionsbeschaffung im Rahmenkredit (CHF 156 Mio.) unterstitzt werde, da sie
vorwiegend fur Ausbildungszwecke nétig sei. Nationalrat Flach vertrat eine &hnliche
Haltung, sprach sich jedoch lediglich fiir die Einsparung (bzw. Nicht-Ausgabe) der Halfte
der CHF 225 Mio. aus. Im Gegensatz zur SP, die behaupte - so fuhrte Flach aus -, die
Munition brauche es nicht, sage er, «man wisse es nicht». Wie Seiler Graf zuvor bereits
angesprochen hatte, wies auch er darauf hin, dass die Zahlen zu den
Munitionsbestdnden der Armee geheim seien und auch das Parlament keine Eckwerte
kenne. Flach argumentierte, dass man immerhin die Halfte des Betrags sprechen kénne,
obwohl die Notwendigkeit dieser Beschaffung seines Erachtens nicht plausibel hatte
erklart werden koénnen. In der Ausmarchung erhielt der Antrag Flach zwar mehr
Sympathien als jener von Seiler Graf, jedoch obsiegte am Ende der Mehrheitsantrag, der
bei der Munition den Bundesratsvorschlag unterstitzte. BezUglich der Aufwertung der
F/A 18 Jets gab es wiederum zwei Antrége, jenen der Kommissionsmehrheit - plus CHF
20 Mio. zur Aufrustung fur die Erdkampffahigkeit - und jenen der Minderheit Gmur
(cvp, SZ), der die Regierungsvorlage stitzen wollte. Gmir vertrat mit seiner Minderheit
jedoch nicht eine grundsétzliche und strikte Ablehnung der Erdkampffahigkeit, sondern
die hier im Einzelfall als «finanzpolitisch nicht verantwortbare» Aufristung.
Gegebenenfalls kdnne man bei einer Jet-Neubeschaffung Uber diese diskutieren, aber
zum jetzigen Zeitpunkt CHF 20 Mio. auszugeben, sei nicht zielfihrend. Ohnehin
bezweifelte der Redner, dass die zur Debatte stehenden CHF 20 Mio. wirklich
ausreichen wirden. Die SP gab sich versdhnlich und erklérte, man stelle sich hinter eine
Modernisierung der F/A 18, solange es sich um eine Verladngerung der Lebensdauer
handle. Klar abzulehnen sei jedoch die Aufristung zur Erdkampffahigkeit, diese sei
nicht nur finanz-, sondern auch sicherheitspolitisch falsch. Es gebe keine Szenarien,
die diese notwendig machten. Die SVP hingegen, ihr Fraktionssprecher Salzmann (svp,
BE) fihrte die Argumente aus, stellte sich vollumfanglich hinter die Maximalvariante der
Kommissionsmehrheit. In der SVP war man der Meinung, dass die Fahigkeitslicke aus
taktischen und operativen Griinden geschlossen werden musse. Dabei bewegte sich die
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SVP aber allein auf weiter Flur, denn auch GLP, FDP und CVP sprachen sich gegen diese
20-Mio.-Spritze aus. Letzten Endes wurde es aber weniger knapp, als zu erwarten
gewesen war: Zwar sprach sich der Nationalrat gegen die zuséatzlichen Millionen und die
Erdkampffahigkeit aus, jedoch «nur» mit 97 zu 85 Stimmen. Das Ristungsprogramm
wurde dann insgesamt mit 149 zu 15 Stimmen und 17 Enthaltungen gutgeheissen. Damit
war der Lowenanteil der Armeebotschaft auch schon erledigt.

Ein Einzelantrag Galladé (sp, ZH), mit dem die Sicherheitspolitikerin den Kauf neuer
Kampfjets inklusive Typenentscheid an die Urne bringen wollte, wurde schliesslich
zurlickgezogen. Einerseits, weil es im Rahmen der Armeebotschaft 2017 gar nicht um
neue Flieger ging, und andererseits, weil der Verteidigungsminister in Aussicht gestellt
hatte, dass sich der Bundesrat mit der Variante einer referendumsféhigen Vorlage
beschéaftigen wolle. Galladé selbst liess die Regierung und mit ihr die anwesenden
Ratsmitglieder jedoch auch unmissverstandlich wissen, dass die SP mit Argusaugen
Uber den Fortgang der Jetbeschaffung wachen werde und nétigenfalls wieder darauf
Einfluss nehmen werde.

Zwar war es finanziell ein nur geringflgig kleineres Finanzpaket, das im Rahmen des
Rahmenkredits fur Armeematerial zu verabschieden war, es war jedoch etwas weniger
umstritten. Zwar gab es auch hierzu zwei Minderheitsantrage, einen von Lisa Mazzone
(gp, GE) und einen von Pierre-Alain Fridez (sp, JU), jedoch hatten sie kaum Einfluss auf
das Geschéaft. Beide wollten in unterschiedlichem Ausmass die Ausgaben fir die
Vorbereitung einer neuen Kampfjetbeschaffung reduzieren. Der moderatere Antrag
Mazzone wurde zurlckgezogen und die Minderheit Fridez unterlag mit 48 zu 131
Stimmen dem Kommissionsantrag (geméss Bundesrat; CHF 750 Mio.). Fridez war der
Meinung, dass zuerst weitere Schritte in der Konzeption zur neuen Kampfjet-
Beschaffung abgewartet werden sollten und dass der entsprechende Antrag des
Bundesrates zu fruh gestellt worden sei. Der Rahmenkredit wurde vom Nationalrat
schliesslich mit 133 zu 26 Stimmen genehmigt, 21 Mitglieder der SP-Fraktion enthielten
sich, um so ein Zeichen gegen die Strategie des Bundesrates zu setzen.

Gar nicht umstritten war die Immobilienbotschaft, ohne Debatte wurde dieser Kredit
Gber CHF 461 Mio. einstimmig der Standekammer Uberwiesen.

1) AB SR, 2017, 8. 701 ff.; SGT, 26.9.17

2) AB NR, 2017, S. 2138 f.; Bericht SiK-NR vom 30.10.2017
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